
Europa im Wechsel
wankender Gewissheiten

Einmal unterstellt, man werde zu einer po-
litischen Skizze vor einem kundigen, aber
im Detail nicht immer über die neuesten
Nachrichten informierten Publikum zu den
Perspektiven des Verhältnisses zwischen

der Europäischen Union und Großbritannien eingeladen. Was
wäre da zu berichten und zu bewerten? Nichts, was nicht schon
seit Monaten zu erfahren war? Häufig ist es so. Doch Vorsicht: Es
kann bisweilen sogar für die „in der Regel gut informierten Be-
obachter“ Überraschungen geben.

Im Redeteil unter der Überschrift „Ich bin kein britischer
Isolationist“ plädierte vor einigen Tagen der britische Premier-
minister David Cameron in seiner Rede zur Europäischen Uni-
on für „ein weniger zentralistisches Europa, in dem sich auch
Briten wieder zu Hause fühlen können“. So schlicht – und des-
halb so klar – hat Cameron das zuvor nicht gesagt. Und so klar
wie jetzt hat er auch zuvor nicht angekündigt, er werde mit
ganzem Herzen und ganzer Seele für ein „Ja“ stimmen. Aller-
dings hat er in der gleichen Rede gesagt, diese Ankündigung
gelte unter der Voraussetzung, dass „mit der EU und über die
künftige Gestaltung von Englands Beziehungen zu ihr neu ver-
handelt“ werde. Das Ergebnis dieser Verhandlungen mit Brüs-
sel werde den – britischen – Wählern dann in einem Referen-
dum vorgelegt werden.

Dem sollten die deutschen Bürger ohne zeit- und kraftkos-
tende Erörterungen zustimmen. Sie können eine Zustimmung
ohnehin nicht verweigern, ohne den Austrittswünschen der
dem Festland seit Urzeiten vorgelagerten Insel neue Kräfte für
die Erfüllung eines uralten Wunsches nach Eigenständigkeit
und „Nicht-lange-beim-Nachbarn-fragen-müssens“ zu geben.
Wohin das „Anketten“ führen kann, lernt das im monetären Be-
reich falsch organisierte Europa gerade an seiner Währungs-
union. „Europa“ muss sich das Leben nicht schwerer machen,
als es ist.

Hans D. Barbier

Ministerielle Überflieger
Wer regelmäßig und aufmerk-
sam in den „Tagesnachrich-
ten“ des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi) liest, kommt aus
dem Staunen nicht heraus. Da
erfährt der Leser: „Bundesbe-
darfsplanungsgesetz schafft
Planungssicherheit“ bei den
Stromübertragungsnetzen. Es
wird verkündet: „Das Bundes-
wirtschaftsministerium hat
bei der Energiewende seine
Hausaufgaben gemacht.“ Da
wird die konstituierende Sit-
zung des 24-köpfigen Beirats
„Junge Digitale Wirtschaft
beim BMWi“ gemeldet. Zwei
Tage zuvor wurde eine „ge-
meinsame Initiative zur För-
derung von Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet
zukunftsfähiger Stromnetze“
gestartet. Kurzum: Es wird mi-
nisteriell gefördert, geplant
und initiiert, dass es nur so ei-
ne Freude ist. 

Da überrascht es dann
kaum noch, dass die Betreu-
ung diverser Industriezweige
durch das BMWi mit viel Pa-
thos verkündet wird. Zum Bei-
spiel bedarf die deutsche Luft-
fahrtindustrie einer „Luft-
fahrtstrategie“. Diese Strategie
zur Stärkung heimischer Flug-
zeugbauer sieht das BMWi vor
allem in „einer Führungsrolle
bei künftigen Airbus-Pro-
grammen“. Nun ist aber Air-
bus – Montagewerke stehen in
Frankreich, Deutschland, Spa-
nien und Großbritannien –
mehr europäisch denn
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deutsch angelegt. Trotzdem
benötigt man dem BMWi zu-
folge für „Entwicklungen, die
sich womöglich erst in 15 bis
20 Jahren“ zeigen, die geeig-
neten Rahmenbedingungen.

Dann wird ja alles gut. Wo
sonst als in Ministerien und
Amtsstuben weiß man besser
Bescheid über eventuelle Ent-
wicklungen, die in einigen
Jahrzehnten eintreten – oder
auch nicht.
http://goo.gl/sDL65

„Null Bock“
auf Wirtschaft?
Obwohl die meisten jungen Er-
wachsenen mit ihm aufge-
wachsen sind, scheint die Zu-
kunft des Euro eher neben-
sächlich. Die Ergebnisse der
Jugendstudie 2012, erhoben
vom Bundesverband deut-
scher Banken im vergangenen
Sommer, zeigen: Nur 51 Pro-
zent der Befragten sind der
Ansicht, dass sich der Euro
seit seiner Einführung be-
währt hat. 

Bemerkenswert: Das Inte-
resse an wirtschaftlichen The-
men ist bei den jungen Er-
wachsenen in der Altersgrup-
pe 14 bis 24 Jahre deutlich ge-
sunken. „Die komplexen und
nur schwer verständlichen
Krisenthemen schlagen offen-
bar auf das Wirtschaftsinte-
resse der jungen Generation
durch. Hatte 2009 noch ein
Drittel der Befragten (sehr)
starkes Interesse an Wirt-
schaft, ist es aktuell nur noch
rund ein Fünftel“, so die Aus-
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Der Bundesrechnungshof – er
überprüft Wirtschaftlichkeit
und Ordnungsmäßigkeit der
staatlichen Haushalts- und
Wirtschaftsführung – mahnte
schon häufiger eine Reform
der seit Jahrzehnten umstrit-
tenen Umsatzsteuersätze an:
Die Vielzahl der Steuerermä-
ßigungen müsse überprüft,
der Katalog der Ausnahmen
grundlegend überarbeitet
werden. Diese Forderung
stammt aus dem Jahr 2010.

Aber anstatt Ausnahmen
und Vergünstigungen einzu-
schränken, kamen über die
Jahre weitere hinzu, zuletzt
die „Begünstigung von Beher-
bergungsleistungen“, einfa-
cher als „Hotelsteuer“ be-
kannt: Die Bundesregierung
hatte die Mehrwertsteuer für
Hotelübernachtungen zu Jah-
resbeginn 2010 von 19 Pro-
zent auf den ermäßigten Satz
von sieben Prozent gesenkt.

Bundesrechnungshof
als Mahner
2012 informierte sich der
Bundesrechnungshof über
den Stand der Umsetzung der
von ihm angestoßenen Re-
formvorhaben. Von Interesse
war, ob und welche konkreten
Schritte zwischenzeitlich ein-
geleitet wurden, um seine
Empfehlungen zu realisieren
und aufgezeigte Steuerausfäl-
le zu vermeiden. Das Ergeb-
nis fiel ernüchternd aus: Das
Bundesfinanzministerium ha-

be die Empfehlungen bislang
nicht aufgegriffen oder zur
weiteren Beratung an Ar-
beitsgruppen überwiesen. 

Die Arbeitsgruppen hätten
ihre Analysen teilweise be-
reits seit längerer Zeit fertig,
doch über deren Ergebnisse
sei bislang nicht abschlie-
ßend entschieden worden.
„So sind zum Teil mehr als
sieben Jahre vergangen, ohne
dass sich der Status quo we-
sentlich geändert hat.“ Diese
Aussage kommt ebenfalls aus
dem Bundesrechnungshof.
Sie wurde Mitte Januar 2013
publiziert. Keine Überra-
schung, dass im Bereich der
Umsatzsteuer ein unverän-
dert dringender Handlungs-
und Reformbedarf festgestellt
wird.

Umsatz- oder
Mehrwertsteuer?
Die Begriffe „Umsatzsteuer“
und „Mehrwertsteuer“ wer-
den allgemein synonym be-
nutzt. Steuerrechtlich korrekt
handelt es sich um eine Um-
satzsteuer, die auf den Ver-
kauf von Waren und Dienst-
leistungen erhoben wird. Die
Steuer ist vom Prinzip her ei-
ne Verbrauchsteuer, die von
den Verbrauchern zu zahlen
ist. Erhoben wird sie aller-
dings nicht beim Konsumen-
ten. Steuerpflichtig sind die
Unternehmen, die die Um-
satzsteuer auf den Kaufpreis
aufschlagen und den Steuer-

betrag auf jeder Rechnung
und jedem Kassenbon geson-
dert ausweisen müssen. Da
die Umsatzsteuer über diesen
Umweg erhoben wird, ist sie
eine indirekte Steuer.

Abgeführt wird die Steuer
von den Unternehmen über
eine monatlich oder viertel-
jährlich abzugebende Voran-
meldung. Darin wird die von
den Unternehmen selbst für
Leistungen und Waren ge-
zahlte Umsatzsteuer, die so-
genannte Vorsteuer, mit der
in Rechnung gestellten Um-
satzsteuer verrechnet. So
wird bei jedem Produktions-
schritt nur der jeweilige
Mehrwert bei der Steuererhe-
bung berücksichtigt.

Hat ein Handwerksbetrieb –
beispielsweise auf Maler- und
Putzarbeiten – in Höhe von
10 000 Euro 19 Prozent Um-
satzsteuer verlangt, also 1 900
Euro, und selber 1 500 Euro als
Vorsteuer – für den Einkauf
von Tapeten, Wandputz, Far-
ben etc. – gezahlt, muss eine
Differenz von 400 Euro an das
Finanzamt abgeführt werden.
Fällt der Differenzbetrag nega-
tiv aus, erhält das Unterneh-
men eine Steuergutschrift.

Soziale Gerechtigkeit
durch die Umsatzsteuer?
Auf welche Güter und Dienst-
leistungen die Umsatzsteuer
in welcher Höhe fällig wird,
regeln das Umsatzsteuerge-
setz (UStG), die Umsatzsteu-

Welcher Mehrwertsteuersatz darf’s sein?

Ausnahmen von der Mehrwertsteuer sorgen immer wieder für Aufsehen. Als Beispiel – für
die oft willkürlich erscheinende Auswahl – wird häufig angeführt, dass etwa Kunstgegenstän-
de und Rennpferde einem Steuersatz von sieben Prozent unterliegen, Babywindeln dagegen
mit 19 Prozent besteuert werden. 

sage der Studie – ein Warnsig-
nal für die Politiker aller Par-
teien, gleichgültig, ob sie Re-
gierung oder Opposition sind. 
http://goo.gl/QlOnF

Griechische Tragödie
Die Bundesregierung scheint
über das Privatisierungspro-
gramm in Griechenland nicht
glücklich. Wie aus der Druck-
sache 17/11996 hervorgeht,
wurden bis Ende vergangenen
Jahres Privatisierungserlöse
in Höhe von 100 Millionen Eu-
ro erzielt. Geplant und gerech-
net wurde ursprünglich mit
mindestens 15 Milliarden Eu-
ro. Für 2013 rechnet die Bun-
desregierung mit Erlösen von
2,6 Milliarden; ursprünglich
standen 22 Milliarden Euro
Privatisierungserlöse auf der
Rettungsagenda für Griechen-
land.

In der Drucksache lässt
sich nachlesen, dass der Um-
fang der Privatisierungsein-
nahmen immer wieder ge-
senkt und zeitlich gestreckt
wurde. Waren anfänglich 50
Milliarden Euro Privatisie-
rungseinnahmen bis Ende
2015 eingeplant, so würde
man sich über 8,5 Milliarden
bis Ende 2016 freuen.

„Ein ganz wesentlicher Fak-
tor, der zu den revidierten Ein-
schätzungen zur Entwicklung
Griechenlands geführt hat, ist
aus Sicht der deutschen Bun-
desregierung darin zu sehen,
dass Griechenland das Anpas-
sungsprogramm nicht verein-
barungsgemäß umgesetzt
hat“, heißt es vonseiten der
Bundesregierung. Nur: Wenn
jeder weiß, dass unter Druck
und übereilt verkauft werden
muss – wer würde da nicht auf
ein Schnäppchen setzen?
http://goo.gl/bacSh
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schwer zu entdecken, der
Ausnahmecharakter ist kei-
neswegs immer eindeutig. So
liest man im Paragraphen 12
Absatz 2 Nr. 9, dass sich die
Steuer auf sieben Prozent er-
mäßigt für „unmittelbar mit
dem Betrieb der Schwimmbä-
der verbundene Umsätze so-
wie die Verabreichung von
Heilbädern. Das Gleiche gilt
für die Bereitstellung von
Kureinrichtungen, soweit als
Entgelt eine Kurtaxe zu ent-
richten ist.“

Die genannte Anlage 2 ist
in den genannten Ausnah-
men nicht weniger verwir-
rend: Gilt für frischen Thymi-
an und Majoran der ermäßig-
te Satz, unterliegen Trocken-
gewürzmischungen dem vol-
len Steuersatz. Dass in die-
sem Wust von Ausnahmen
der Überblick verloren gehen
kann, ist verständlich.

Der korrekte
Steuersatz beträgt...
Auch anderenorts ist die Ver-
wirrung über den „richtigen“
Steuersatz groß: Der ermäßig-
te Umsatzsteuersatz kommt
beispielsweise dann zum Ein-
satz, wenn es sich um die
Rechnungen von selbständi-
gen Berufsgruppen handelt,
die sich für die „Wahrneh-
mung, Übertragung und Ein-
räumung im Sinne des Urhe-
berrechtgesetzes“ ergeben.
Anders formuliert: Urheber-
rechtlich Geschütztes – von
Rundfunk-Jingles über Opern
und Filme bis zu Werbetex-
ten, literarischen Überset-
zungen und Romanen – wer-
den ausnahmslos mit sieben
Prozent Umsatzsteuer belegt. 

19 Prozent müssen dage-
gen diejenigen Selbständigen
abführen, die kein eigenes

er-Durchführungsverordnung
sowie die Einfuhrumsatzsteu-
er-Befreiungsverordnung zu-
züglich aller Neufassungen
und Ergänzungen. Der Regel-
satz, der seit 2007 bei 19 Pro-
zent liegt, betrug 1968 – da-
mals wurde die jetzige Form
der Besteuerung eingeführt –
zehn Prozent und stieg in Ein-
Prozent-Schritten bis 1998
auf 16 Prozent. Ein ermäßig-
ter Steuersatz von sieben Pro-
zent wird dabei für Lebens-
mittel, Bücher, künstlerische
Leistungen und anderes mehr
fällig. Häufig vergessen: Für
bestimmte Leistungen, zum
Beispiel für Wohnungsmie-
ten, fällt die Umsatzsteuer so-
gar völlig weg.

Begründet werden Ermäßi-
gungen vor allem mit zwei
Argumenten: Die Preise be-
stimmter Güter sollen weni-
ger stark besteuert werden,
um Bezieher niedriger Ein-
kommen zu entlasten. Oder
die Nachfrage nach solchen
Gütern soll gesteigert wer-
den, denen die Politik einen
besonderen Stellenwert zu-
misst.

Auch der reduzierte Steuer-
satz wurde 1968 eingeführt.
Damit sollten Grundbedürf-
nisse privilegiert werden:
Nahrung, Druckerzeugnisse,
aber auch Leistungen im öf-
fentlichen Nahverkehr oder
Kulturangebote. In der Anla-
ge 2 zum Paragraphen 12
UStG findet sich eine „Liste
der dem ermäßigten Steuer-
satz unterliegenden Gegen-
stände“, die derzeit 54 Punk-
te zuzüglich etlicher Unter-
punkte umfasst. Dabei ent-
hält § 12 UStG bereits zahl-
reiche Ausnahmen.

Steuertransparenz ist in
den Ausführungen nur

Urheberrecht durch ihre Ar-
beit erwerben, beispielsweise
Lektoren oder IT-Berater.

Bei Theater- oder bei Kon-
zertveranstaltungen werden
die Honorare selbständig täti-
ger Künstler sowie die Ein-
trittsgelder mit sieben Pro-
zent versteuert. Der Verkauf
von Programmheften oder die
Pausengetränke während der
Veranstaltungen sind wiede -
rum mit 19 Prozent umsatz-
steuerpflichtig.

Den Abgrenzungsproble-
men steht laut Bundesrech-
nungshof häufig auch die Fi-
nanzverwaltung ratlos gegen-
über. In den vergangenen Jah-
ren mussten Hunderte Ge-
richtsentscheidungen zum er-
mäßigten Steuersatz für Klar-
heit sorgen.

Reformieren? Ja, aber…
Seit Jahren versprechen Bun-
desregierungen eine Reform.
Auch die aktuelle Regierung
aus CDU/CSU und FDP hatte
2009 im Koalitionsvertrag
vereinbart, die Ausnahmen
bei den Steuersätzen zu über-
prüfen. Es wurde sogar eine
Reform-Kommission berufen,
die aus dem Bundesfinanzmi-
nister, dem Bundeswirt-
schaftsminister, dem Kanzler-
amtsminister und den Gene-
ralsekretären der jeweiligen
Parteien besteht. Bislang wur-
den Treffen der Kommission
jedoch immer wieder vertagt.
Bis zur Bundestagswahl im
September wird wohl kaum
noch jemand eine Reform an-
packen. 

Konzepte dafür gibt es ge-
nug, denn was bei der Mehr-
wertsteuer im Argen liegt, ist
hinlänglich bekannt. Trotz-
dem verspricht jede Ände-
rung Ärger. Etwa mit Hunde-

besitzern, sollten sie künftig
für das Futter ihrer Lieblinge
den vollen Steuersatz zahlen
müssen. Oder Blumenhänd-
ler, deren Produkte ebenfalls
teurer würden. Nicht zu ver-
gessen: Hoteliers, Betreiber
von Skiliften und Bergbah-
nen, und, und, und.

Bei der Umsatzsteuer geht
es derzeit um 190 Milliarden
Euro pro Jahr (inklusive Ein-
fuhrumsatzsteuer), von de-
nen der Bundesfinanzminis-
ter rund 53 Prozent erhält,
während die Bundesländer
knapp 45 Prozent und die Ge-
meinden die übrigen zwei
Prozent erhalten. Deshalb
muss im Fall von Steuer-
rechtsänderungen auch der
Bundesrat zustimmen. 

Ob und wann unter diesen
Prämissen eine Reform
kommt, ist ungewiss. Ein Ra-
dikalplan – alle Ausnahmen
streichen und mit den ge-
schätzten 20 bis 25 Milliar-
den Euro Mehreinnahmen
den Steuersatz von aktuell 19
Prozent absenken – dürfte
Utopie sein.

Bliebe eine kleine Variante:
Wenn alle Ermäßigungen –
außer für Lebensmittel, öf-
fentlichen Nahverkehr und
Kulturgüter – abgeschafft
würden, brächte das immer-
hin noch bis zu fünf Milliar-
den Euro ein. Mit dem Geld
könnten an anderer Stelle
Entlastungen der Bürger ge-
genfinanziert werden. Doch
welcher Finanzminister wird
angesichts der Kassenlage
freiwillig auf Milliarden für
seinen Haushalt verzichten?
Schließlich bemängelt auch
Dieter Engels, Präsident des
Bundesrechnungshofes, „er-
hebliche Steuerausfälle“.

Andreas Schirmer

„Es müssten viele Ermäßigungen gestrichen werden,
weil sie das Ergebnis erfolgreich vertretener Einzelinteressen sind.“
Rolf Peffekoven, Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen



Vollbeschäftigung
Die offiziell gemeldete Zahl
der Menschen ohne Arbeit ist
im Januar wieder über die
Drei-Millionen-Marke gestie-
gen. Das letzte Mal gab es im
März 2012 mehr als drei Mil-
lionen Erwerbslose in
Deutschland. 

Gemäß Bundesagentur für
Arbeit (BA) wurden knapp
3,14 Millionen Arbeitslose re-
gistriert. Das waren 298 000
mehr als im Dezember 2012
und 54 000 mehr als im Janu-
ar vor einem Jahr. BA-Chef
Frank-Jürgen Weise führt
„rein saisonale Gründe“ – er-

Geldwertstabilität
Der zuvor genannte Rentenbe-
richt lässt sich auch über die
Entwicklung bei der Rentenhö-
he aus: Modellrechnungen zu-
folge „steigen die Renten bis
zum Jahr 2026 um insgesamt
rund 36 Prozent an“. Donner-
wetter, in den kommenden 13
Jahren eine Steigerung der Ren-
ten um ein gutes Drittel! 

Der zweite Blick dämpft die
Freude: Der prognostizierte
Rentenanstieg entspricht, so
auch im Bericht zu lesen, „ei-
ner durchschnittlichen Stei-
gerungsrate von gut zwei Pro-
zent pro Jahr“. Da war doch
was? Genau, beim durch-
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Die Soziale Marktwirtschaft im Februar 2013
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

go: den Winter – für den An-
stieg an. Die ungünstigen
wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen hätten auf dem Ar-
beitsmarkt dagegen nur weni-
ge Spuren hinterlassen.

Eigenverantwortung
Der aktuelle „Bericht der Bun-
desregierung über die gesetzli-
che Rentenversicherung“
(Deutscher Bundestag, Druck-
sache 17/11740) verspricht ei-
niges: Man werde „klug und
gezielt die richtigen Weiterent-
wicklungen auf den Weg brin-
gen“, „konkrete Verbesserun-
gen für eine Lebensleistungs-
rente schaffen“ und „prüfen,
inwieweit es finanzielle Spiel-
räume gibt, Müttern mit meh-
reren Kindern, die vor 1992 ge-
boren worden sind, zusätzliche
Entgelte zu ermöglichen“. 

Wie das geschehen soll,
werde „derzeit in der Bundes-
regierung beraten“. Was und
wen das wie viel kosten wird,
bleibt offen. Nun ja, im
Herbst sind Bundestagswah-
len – ein Schelm, wer Böses
denkt. Offensichtlich ist in je-
dem Fall: Der staatliche Inter-
ventionismus bei der Alters-
vorsorge wird ausgeweitet.

schnittlichen Rentenanstieg
von nominal zwei Prozent pro
Jahr muss die Inflation be-
rücksichtigt werden. Die Eu-
ropäische Zentralbank strebt
einen Wert von „nahe, aber
unter zwei Prozent“ an, bei
dem sie von stabilen Preisen
ausgeht. Im vergangenen Jahr
lag die Jahres-Teuerung in
Deutschland bei exakt zwei
Prozent. Für die kommenden
Jahre werden ähnliche Inflati-
onsraten erwartet. Das heißt
dann aber: Die Kaufkraft der
Rentner stagniert bis 2026.

I N D E X

„Ja, mach nur einen Plan, sei nur ein großes Licht
und mach dann noch 'nen zweiten Plan, geh’n tun sie beide nicht.“
Bertolt Brecht
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Altersrentner
in der gesetzlichen Renten-
versicherung; Stand 1. Juli 2011

Rente in Euro Anzahl Rentner 

unter 150 1 148 606

150 – 450 2 516 987

451 – 750 2 833 916

751 – 1050 2 844 385

1051 – 1350 2 410 655

1351 – 1800 1 697 214

1801 – 2100 146 760

über 2100 26 891

Quelle: BT-Drucksache 17/11740
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